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Nr. XX Verordnung:	Kanalgebührenordnung


[bookmark: _Hlk161139648]Verordnung
des Gemeinderats der Gemeinde XXXX betreffend Kanalgebühren (Kanalgebührenordnung)
[bookmark: _Hlk196404964][bookmark: _Hlk196400735]Aufgrund des Interessentenbeiträge-Gesetzes 1958, LGBl. Nr. 28/1958 und des § 17 Abs. 3 Z 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2024, BGBl. I Nr. 168/2023[footnoteRef:1], jeweils in der geltenden Fassung, wird verordnet: [1:  Bei Änderung oder Neuerlassung der Verordnung ist das zum Zeitpunkt der Verordnungserlassung geltende Finanzausgleichsgesetz zu zitieren. ] 


§ 1
Anschlussgebühren
Für den Anschluss von Grundstücken[footnoteRef:2] an die gemeindeeigene, öffentliche Kanalanlage der Gemeinde XXXX (im folgenden Kanalanlage) wird eine Kanalanschlussgebühr erhoben. Gebührenpflichtig sind die Eigentümerin oder der Eigentümer der Grundstücke[footnoteRef:3].  [2:  Diese Bestimmung stellt auf die Herstellung eines tatsächlichen Anschlusses von Grundstücken ab und setzt weder den Anschluss eines Gebäudes noch eine Einleitungsmöglichkeit voraus.]  [3:  Der Kreis der Gebührenpflichtigen kann aufgrund der gesetzlichen Grundlage nicht erweitert werden, da ansonsten eine Gesetzwidrigkeit vorliegt.] 

§ 2
Ausmaß der Anschlussgebühr
(1) Die Kanalanschlussgebühr beträgt für bebaute Grundstücke XX Euro pro Quadratmeter der Bemessungsgrundlage nach Abs. 2, mindestens aber XX Euro.[footnoteRef:4] [4:  Vgl. dazu die (jährlich) von der Landesregierung im „Voranschlagserlass“ festgelegte Mindestanschlussgebühr.] 

(2) Die Bemessungsgrundlage für bebaute Grundstücke bildet bei eingeschossiger Bebauung die Quadratmeteranzahl der bebauten Grundfläche, bei mehrgeschossiger Bebauung die Summe der bebauten Fläche[footnoteRef:5] der einzelnen Geschosse jener Gebäude, die einen unmittelbaren oder mittelbaren Anschluss an die Kanalanlage aufweisen. Dachräume werden nur in jenem Ausmaß berücksichtigt, als sie für Wohn-[footnoteRef:6] oder betriebliche Zwecke[footnoteRef:7] benützbar ausgebaut sind. [5:  Wird keine eigene Definition festgelegt, ist dieser Begriff im Sinn des § 2 Z 6 Oö. BauTG 2013 auszulegen.]  [6:  Zur Auslegung des Begriffs „Wohnzwecke“ vgl. VwGH vom 26.06.2018, Ra 2018/16/0083, sowie vom 02.07.2015, 2013/16/0143.]  [7:  Der Begriff „für betriebliche Zwecke“ ist aus sachlichen Gründen in einem weiteren Sinn zu verstehen und umfasst – neben einer gewerblichen Betriebsanlage – etwa auch eine selbständige (freiberufliche) Tätigkeit.] 

(3) Für angeschlossene unbebaute Grundstücke ist die Mindestanschlussgebühr gemäß Abs. 1 zu entrichten.
(4) Bei nachträglichen Abänderungen der angeschlossenen Grundstücke ist eine ergänzende Kanalanschlussgebühr zu entrichten, die im Sinn des Abs. 2 mit folgender Maßgabe errechnet wird: 
1. Wird auf einem unbebauten Grundstück ein Gebäude errichtet, ist von der ermittelten Kanalanschlussgebühr die sich nach dieser Gebührenordnung für das betreffende unbebaute Grundstück ergebende Kanalanschlussgebühr abzuziehen, wenn für den Anschluss des betreffenden unbebauten Grundstücks seinerzeit von der Grundstückseigentümerin oder vom Grundstückseigentümer oder der Rechtsvorgängerin oder dem Rechtsvorgänger bereits eine Kanalanschlussgebühr entrichtet wurde.
2. Führt eine Änderung an einem angeschlossenen, bebauten Grundstück zu einer Erhöhung der Bemessungsgrundlage gemäß Abs. 2 – insbesondere durch Zu- oder Umbau, einen Neubau nach Abbruch, eine Änderung des Verwendungszwecks oder die Errichtung eines weiteren Gebäudes – ist eine ergänzende Kanalanschlussgebühr in jenem Ausmaß zu entrichten, in dem die der Mindestanschlussgebühr entsprechende Fläche überschritten wird.[footnoteRef:8] [8:  Durch das Wort „insbesondere“ wird erreicht, dass sämtliche Änderungen angeschlossener Gebäude, die eine Vergrößerung der Bemessungsgrundlage bewirken, auch der ergänzenden Anschlussgebührenpflicht unterliegen, ebenso die bislang nicht enthaltene Errichtung weiterer Gebäude. ] 

3. Eine bereits entrichtete Kanalanschlussgebühr ist aufgrund einer Neuberechnung nicht zurückzuzahlen. 

Bausteine zu § 2 Abs. 2 (Ergänzung der Bemessungsgrundlage): 
· Garagen zählen zur Bemessungsgrundlage. 
· Nebengebäude zählen zur Bemessungsgrundlage.
· Nebengebäude mit einer bebauten Fläche von weniger als XX m2 zählen nicht zur Bemessungsgrundlage.
· Bei land- und forstwirtschaftlichen Betrieben sind nur jene bebauten Flächen in die Bemessungsgrundlage einzubeziehen, die für Wohnzwecke bestimmt sind, sofern auch nur diese Bereiche in die Kanalanlage einleiten.
· Soweit vom Wirtschaftstrakt eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs Abwässer in die Kanalanlage eingeleitet werden, zählen zur Bemessungsgrundlage zusätzlich XX % der bebauten Grundfläche des Wirtschaftstrakts. 
· Für betrieblich genutzte Lagerflächen in Gebäuden ist ein Abschlag von XX % der Bemessungsgrundlage vorzunehmen. 
· Betrieblich genutzte Freiflächen sind zu XX % in die Bemessungsgrundlage einzubeziehen, wenn von diesen eine Einleitung in die Kanalanlage erfolgt.
· Schwimmbäder sind mit der Quadratmeteranzahl der Wasseroberfläche in die Bemessungsgrundlage einzubeziehen. (alternativ: Für Schwimmbäder wird eine Pauschale in Höhe von XX Euro berechnet.)

§ 3
Kanalanschlussgebühr für die Ableitung von Niederschlagswässern
(1) Die Kanalanschlussgebühr für die Ableitung von Niederschlagswässern beträgt je Quadratmeter der an die Kanalanlage angeschlossenen Fläche (zB projizierte Dachflächen oder Vorplatzflächen) 
· bis zu XX m² 			XX Euro
· von XX m² bis XX m² 		XX Euro
· ab XX m²			XX Euro
· mindestens aber 		XX Euro
(2) Führt eine Änderung an einem angeschlossenen Grundstück zu einer Erhöhung der Bemessungsgrundlage gemäß Abs. 1 – insbesondere durch Zu- oder Umbau, einen Neubau nach Abbruch, eine Änderung des Verwendungszwecks oder die Errichtung eines weiteren Gebäudes – ist eine ergänzende Kanalanschlussgebühr in jenem Ausmaß zu entrichten, in dem die der Mindestanschlussgebühr entsprechende Fläche überschritten wird.[footnoteRef:9] [9:  Durch das Wort „insbesondere“ wird erreicht, dass sämtliche Änderungen angeschlossener Gebäude, die eine Vergrößerung der Bemessungsgrundlage bewirken, auch der ergänzenden Anschlussgebührenpflicht unterliegen, ebenso die bislang nicht enthaltene Errichtung weiterer Gebäude.] 


§ 4
Vorauszahlung auf die Kanalanschlussgebühr
(1) Gebührenpflichtige gemäß § 1 haben auf die Kanalanschlussgebühr eine Vorauszahlung zu leisten. Diese beträgt XX %[footnoteRef:10] jenes Betrags, der unter Zugrundelegung der Verhältnisse im Zeitpunkt der Vorschreibung der Vorauszahlung als Kanalanschlussgebühr zu entrichten wäre.  [10:  Das sind gemäß § 1 Abs. 6 Interessentenbeiträge-Gesetz 1958 bis zu 80 %.] 

(2) Die Vorauszahlung ist nach Baubeginn der Kanalanlage bescheidmäßig vorzuschreiben und innerhalb eines Monats nach Bescheidzustellung fällig. 
(3) Ergibt sich bei der Vorschreibung der Kanalanschlussgebühr, dass die bereits geleistete Vorauszahlung die vorzuschreibende Kanalanschlussgebühr übersteigt, ist die Differenz innerhalb von zwei Wochen ab der Vorschreibung der Kanalanschlussgebühr von Amts wegen zurückzuzahlen. § 7 Abs. 1 zweiter Satz gilt sinngemäß.
(4) Ändern sich nach Leistung der Vorauszahlung die Verhältnisse derart, dass die Pflicht zur Entrichtung einer Kanalanschlussgebühr voraussichtlich überhaupt nicht entstehen wird, so ist die Vorauszahlung innerhalb von vier Wochen ab der maßgeblichen Änderung, spätestens aber innerhalb von vier Wochen ab Fertigstellung der Kanalanlage verzinst mit 4 % pro Jahr von Amts wegen zurückzuzahlen. 

§ 5
Kanalbenützungsgebühr
(für Gemeinden mit gemeindeeigener Wasserversorgungsanlage)
(1) Gebührenpflichtige gemäß § 1 haben eine jährliche Kanalbenützungsgebühr zu entrichten.
(2) Für die Abgeltung der vom tatsächlichen Abwasseranfall unabhängigen Kosten beträgt die Grundgebühr[footnoteRef:11] je Anschluss XX Euro.  [11:  Soll der Abdeckung der Fixkosten der Abwasserentsorgungsanlage (mengenunabhängige Kosten für Betrieb und Instandhaltung, Kapitalkosten) dienen.] 

(3) Die zusätzliche verbrauchsabhängige Gebühr beträgt XX Euro pro Kubikmeter des aus der Gemeinde-Wasserversorgungsanlage bezogenen mittels Wasserzähler gemessenen Wassers. Ist kein Wasserzähler eingebaut oder zeigt dieser unrichtig an oder fällt aus, ist die verbrauchte Wassermenge zu schätzen. Bei der Schätzung sind insbesondere der Wasserverbrauch des vorangegangenen Kalenderjahrs und ein allfällig geänderter Wasserverbrauch zu berücksichtigen.
(4) Für die Einleitung von Niederschlagswässern von Dachflächen und befestigten Flächen in die Kanalanlage ist je Quadratmeter der Fläche eine jährliche Gebühr in Höhe von XX Euro zu entrichten. 
(5) Die Kanalbenützungsgebühr für Grundstücke, von denen nur Niederschlagswässer abgeleitet werden, beträgt je Quadratmeter der Grundstücksfläche mit einer Entwässerung in die Kanalanlage XX Euro.

Bausteine zu § 5:
· zu Abs. 3 (zweiter und dritter Satz): Ist kein Wasserzähler eingebaut, ist eine Pauschalgebühr in Höhe von XX Euro pro gemeldeter Person zu entrichten. Bei Personen, die nicht ganzjährig in der Gemeinde gemeldet sind, ist diese Gebühr zu aliquotieren.
· Erfolgt der Bezug des Wassers nicht oder nicht ausschließlich[footnoteRef:12] aus der gemeindeeigenen Wasserversorgungsanlage, ist die verbrauchte Wassermenge zu schätzen. [12:  ZB aufgrund eines selbständigen Nutzwasserleitungssystems (Brauchwasseranlagen). ] 

· Für die Übernahme von Senkgrubeninhalten bzw. von Schlamm aus häuslichen Kleinkläranlagen ist eine Gebühr von XX Euro pro Kubikmeter zu entrichten.

· Ist kein Wasserzähler eingebaut und keine Person gemeldet, beträgt die Kanalbenützungsgebühr jährlich pauschal XX Euro. 
· Für betriebliche Abwässer[footnoteRef:13] ist die Kanalbenützungsgebühr nach der BSB5-Konzentration bzw. CSB-Konzentration zu ermitteln. Liegt diese Konzentration über 300 mg/l bzw. 600 mg/l, ergibt sich die Kanalbenützungsgebühr je Kubikmeter wie folgt: [13:  Zur Definition von „betriebliche Abwässer“ siehe § 2 Abs. 1 Z 3 Oö. AEG 2001.] 

Ermittlung für BSB5:
 
Ermittlung für CSB:
 
· Der höhere, sich aus vorstehender Ermittlung ergebende Betrag je Kubikmeter wird zur Verrechnung gebracht. Liegen die BSB5-Konzentration bzw. CSB-Konzentration unter den oben angeführten Werten, so gelangt die Kubikmetergebühr gemäß § 5 Abs. 3 zur Anwendung.

Alternativ zu § 5:
§ 5
Kanalbenützungsgebühr
(für Gemeinden ohne gemeindeeigene Wasserversorgungsanlage)
(1) Gebührenpflichtige gemäß § 1 haben eine jährliche Kanalbenützungsgebühr zu entrichten. 
(2) Für die Abgeltung der vom tatsächlichen Abwasseranfall unabhängigen Kosten beträgt die Grundgebühr[footnoteRef:14] je Anschluss XX Euro.  [14:  Diese dient der Abdeckung der Fixkosten der Abwasserentsorgungsanlage (mengenunabhängige Kosten für Betrieb und Instandhaltung, Kapitalkosten).] 

(3) Die zusätzliche verbrauchsabhängige Gebühr beträgt XX Euro pro Kubikmeter des in die Kanalanlage eingeleiteten Abwassers, zu dessen Messung ein Wasserzähler einzubauen ist. Wenn dieser unrichtig anzeigt oder ausfällt, ist die verbrauchte Wassermenge zu schätzen. Bei der Schätzung sind insbesondere der Wasserverbrauch des vorangegangenen Kalenderjahres und ein allfällig geänderter Wasserverbrauch zu berücksichtigen. 
(4) Gebührenpflichtige gemäß § 1 haben für die Beistellung des Wasserzählers eine jährliche Zählergebühr von XX Euro zu entrichten. 
(5) Für die Einleitung von Niederschlagswässern von Dach- und anderen Flächen in die Kanalanlage beträgt die jährliche Gebühr je Quadratmeter der Bemessungsgrundlage gemäß § 3 Abs. 1 XX Euro.
(6) Die Kanalbenützungsgebühr für Grundstücke, von denen nur Niederschlagswässer abgeleitet werden, beträgt für je angefangene XX m² Grundfläche mit einer Entwässerung in die Kanalanlage XX Euro.

Bausteine zu § 5 (Alternative):
· Zu Abs. 3: Ist kein Wasserzähler eingebaut, ist eine Pauschalgebühr in Höhe von XX Euro pro gemeldeter Person zu entrichten. Bei Personen, die nicht ganzjährig in der Gemeinde gemeldet sind, ist die Gebühr zu aliquotieren.
· Zu Abs. 3: Ist kein Wasserzähler eingebaut, ist eine Pauschalgebühr in Höhe von XX Euro pro Kubikmeter des in die Kanalanlage eingeleiteten Abwassers zu entrichten. Die eingeleitete Abwassermenge wird pauschal[footnoteRef:15] mit XX m³[footnoteRef:16] je gemeldeter Person festgelegt. Bei Personen, die nicht ganzjährig in der Gemeinde gemeldet sind, ist die Gebühr zu aliquotieren. [15:  Gemäß der Judikatur des VfGH lässt es das Gleichheitsprinzip zu, bei Benützungsgebühren pauschalierende Regelungen zu treffen, sofern sie den Erfahrungen des täglichen Lebens entsprechen und im Interesse der Verwaltungsökonomie liegen (zB VfSlg. 10.947). Zu beachten ist in diesem Zusammenhang aber, dass nach ständiger Judikatur der Gerichtshöfe öffentlichen Rechts die Beachtung der Verhältnismäßigkeit zwischen der Leistung der Gebietskörperschaft und der Gegenleistung (Benützungsgebühr) für die Gesetzmäßigkeit der Verordnungsbestimmung über die Kanalbenützungsgebühr eine unabdingbare Voraussetzung ist (VwGH 26.04.1999, 98/17/0229; VfSlg. 10.947).]  [16:  Diese Pauschalgebühr hat sich am Durchschnittsverbrauch pro Person in der Gemeinde zu orientieren. ] 

· Für die Übernahme von Senkgrubeninhalten bzw. von Schlamm aus häuslichen Kleinkläranlagen ist eine Gebühr von XX Euro pro Kubikmeter zu entrichten.
· Ist kein Wasserzähler eingebaut und keine Person gemeldet, beträgt die Jahresbenützungsgebühr pauschal XX Euro. 
· Für betriebliche Abwässer[footnoteRef:17] ist die Kanalbenützungsgebühr nach der BSB5-Konzentration bzw. CSB-Konzentration zu ermitteln. Liegt diese Konzentration über 300 mg/l bzw. 600 mg/l, ergibt sich die Kanalbenützungsgebühr je Kubikmeter wie folgt: [17:  Zur Definition von „betriebliche Abwässer“ siehe § 2 Abs. 1 Z 3 Oö. AEG 2001.] 

Ermittlung für BSB5:
 
Ermittlung für CSB:
 
· Der höhere, sich aus vorstehender Ermittlung ergebende Betrag je Kubikmeter wird zur Verrechnung gebracht. Liegen die BSB5-Konzentration bzw. CSB-Konzentration unter den oben angeführten Werten, so gelangt die Kubikmetergebühr gemäß § 5 Abs. 3 zur Anwendung.

§ 6
Bereitstellungsgebühr[footnoteRef:18] [18:  Gemäß der Judikatur des VfGH ist die Vorschreibung einer Bereitstellungsgebühr nur dann zulässig, wenn ein Anschluss des Grundstücks an die Kanalisationsanlage tatsächlich existiert und (kumulativ) der Anschluss vom Eigentümer (bzw. seinem Rechtsvorgänger) selbst begehrt (oder diesem zugestimmt) wurde (siehe VfSlg. 18403; vgl. auch VwGH 27.10.2008, 2008/17/0069).] 

(1) Für die Bereitstellung der Kanalanlage wird für angeschlossene, unbebaute Grundstücke eine jährliche Kanalbereitstellungsgebühr erhoben. Gebührenpflichtig ist die Eigentümerin oder der Eigentümer der Grundstücke. 
(2) Die Bereitstellungsgebühr beträgt XX Euro pro Quadratmeter der Grundstücksfläche.

Baustein zu § 6 Abs. 1:
Diese Festsetzung gilt auch für die folgenden Jahre.[footnoteRef:19] [19:  Alternativ einzufügen, wenn die Vorschreibung mittels „Pro-futuro-Bescheid“ erfolgen soll.] 


§ 7
Entstehen des Abgabenanspruchs und Fälligkeit
(1) Die Verpflichtung zur Entrichtung der Kanalanschlussgebühr entsteht mit Ablauf des Monats, in dem die Herstellung des Anschlusses des Grundstücks an die Kanalanlage erfolgt. Anzurechnende Beiträge sind bezogen auf den von der Bundesanstalt Statistik Österreich kundgemachten Verbraucherpreisindex und den Monat ihrer vollständigen Entrichtung um jenen Prozentsatz zu erhöhen, um den sich dieser Index verändert hat.
(2) Gebührenpflichtige gemäß § 1 haben jede Änderung, durch die der Tatbestand der ergänzenden Kanalanschlussgebühr gemäß § 2 Abs. 4 erfüllt wird, der Abgabenbehörde binnen einem Monat nach Vollendung dieser Änderung schriftlich zu melden.
(3) Der Abgabenanspruch hinsichtlich der ergänzenden Kanalanschlussgebühr nach § 2 Abs. 4 entsteht mit der Meldung gemäß Abs. 2 an die Abgabenbehörde. Unterbleibt eine solche Meldung, so entsteht der Abgabenanspruch mit dem Zeitpunkt der erstmaligen Kenntnisnahme der durchgeführten Änderung durch die Abgabenbehörde.
(4)	 Die Verpflichtung zur Entrichtung der Bereitstellungsgebühr gemäß § 6 entsteht mit Ablauf des Monats, in dem die Herstellung des Anschlusses des Grundstücks an die Kanalanlage erfolgt.
(5)	 Die Kanalbenützungsgebühr und die Bereitstellungsgebühr sind vierteljährlich, und zwar jeweils am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November eines jeden Jahres im Nachhinein zu entrichten.

Baustein zu § 7 (bei Abstellen auf gemeldete Personen):
Stichtag für die Ermittlung der Berechnungsgrundlage ist jeweils der 1. des jeweiligen Quartals (alternativ: Kalenderjahres).

§ 8
Umsatzsteuer
In den Gebühren ist die gesetzliche Umsatzsteuer enthalten.

Alternativ zu § 8:
§ 8
Umsatzsteuer
In den Gebühren ist die gesetzliche Umsatzsteuer nicht enthalten.

§ 9
Inkrafttreten
(1) Diese Verordnung tritt mit TT.MMMM 20JJ in Kraft.
(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Kanalgebührenordnung, VBl. Nr. X/202X, außer Kraft.

Alternativ zu § 9 (Abs. 2 nur bei erstmaliger Kundmachung im RIS):
§ 9
Inkrafttreten
(1) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages ihrer Kundmachung im Verordnungsblatt der Gemeinde XXX in Kraft.
(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Kanalgebührenordnung, beschlossen in der Sitzung des Gemeinderats vom TT.MMMM JJJJ außer Kraft.


	Die Bürgermeisterin/Der Bürgermeister:

	N. N.



Anlage/n[footnoteRef:20] [20:  Bei Bedarf sind hier Anlagen – auf die im Verordnungstext zu verweisen ist – anzufügen. ] 


	Bildmarke
	Dieses Dokument wurde amtssigniert. Informationen zur Prüfung der elektronischen Signatur und des Ausdrucks finden Sie unter: https://www......at/amtssignatur





Hinweis:
Dieser Verordnungstext stellt lediglich ein Muster zur Unterstützung der Gemeinden dar und erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit oder Verbindlichkeit.
www.ris.bka.gv.at
www.ris.bka.gv.at
www.ris.bka.gv.at
